
Das Gremium fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
 

1. Die Neuregelung der Umsatzbesteuerung der juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts zum 1.1.2017 wird zur Kenntnis genommen. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, gemäß § 27 Absatz 22 

Umsatzsteuergesetz dem Finanzamt gegenüber zu erklären, dass die 
Stadt Weinstadt das bisherige Recht für sämtliche vor dem 1.1.2021 
ausgeführte Leistungen weiterhin anwendet. 
 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, gemäß § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz 
dem Finanzamt gegenüber zu erklären, dass die Jagdgenossenschaft 
Weinstadt das bisherige Recht für sämtliche vor dem 1.1.2021 
ausgeführten Leistungen weiterhin anwendet. 

  
     
 


